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Gemeinde Nümbrecht       
 
 
 
 

Satzung vom __.__.20__ 

 
 
 
 
nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB (Ergänzungssatzung) zur 5. Änderung bzw. 
Erweiterung der bestehenden Ortslagenabgrenzungssatzung für die Ortschaft 
Hömel 
 
Für die Ortschaft Hömel besteht eine rechtskräftige Satzung über den im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteil gem. § 34 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 und Nr. 3 BauGB. 
Aufgrund des § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB in der derzeit gültigen Fassung 
i.V.m. § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in 
der derzeit gültigen Fassung hat der Rat der Gemeinde Nümbrecht in seiner Sit-
zung am __.__.20__ folgende Satzung beschlossen: 
 
 
 

§ 1 
 
Der Geltungsbereich der Satzung ist den Darstellungen in beiliegender Anlage 
(Kartenausschnitt 1 : 1.500) zu entnehmen, wobei die Innenkante der Umran-
dung für die Festlegung maßgebend ist. Der beiliegende Kartenausschnitt, die 
beigefügte Begründung und der beigefügte Landschaftspflegerische Fachbeitrag 
und die Artenschutzprüfung, Stufe 1, beides erstellt durch Dipl.-Ing. Günter 
Kursawe, Büro Planungsgruppe Grüner Winkel, Alte Schule Grunewald 17, 51588 
Nümbrecht, vom 10.09.2024, sind Bestandteile dieser Satzung. Die ergänzende 
Satzung gilt nur für den gekennzeichneten Änderungsbereich. Die bestehende 
rechtskräftige Satzung bleibt unberührt.  
 
 
 

§ 2 

 
Im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes gem. § 30 BauGB oder eines vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes gem. § 12 BauGB findet diese Satzung keine 
Anwendung. Mit dem Inkrafttreten eines solchen Planes tritt diese Satzung außer 
Kraft. 
 
 
 

§ 3 
 

 
Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB (Flächen oder Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft): 
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Schutz des Bodens  
Während der Bauarbeiten ist schonend mit dem Oberboden zu verfahren. 
 
Folgende Maßnahmen sind zu berücksichtigen:  

• Getrennte Lagerung des Oberbodens und Wiedereinbau im Bereich der 
Gärtenfläche  

• Sachgerechte Entsorgung des nicht mehr benötigten Oberbodens und Aus-
hubs  

  
 
Wasserschutzmaßnahmen  

Es besteht baubedingt eine potenzielle Gefährdung des Grundwassers durch Ver-
schmutzung. Während der Erschließungs- und Bauarbeiten sind besondere Vor-
sichtsmaßnahmen beim Umgang mit Wasser gefährdenden Stoffen festzuschrei-
ben. Die Lagerung von Kraftstoffen und Ölen sowie das Betanken der eingesetz-
ten Baufahrzeuge und Maschinen haben so zu erfolgen, dass keine Leckagen auf-
treten. 
 

Maßnahmen zur Verminderung des Versiegelungsgrades 
Zur Verminderung des Versiegelungsgrades und der hierdurch bedingten Beein-
trächtigungen des Boden- und Wasserhaushaltes sind Wege und Plätze mit infilt-
rationsfähigen Oberflächenbefestigungen zu versehen, z.B. Betonsteinpflaster mit 
breiter Splitt- oder Rasenfuge, Rasenkammersteine, Schotterrasen.  
 
Maßnahmen zur Vermeidung artenschutzrelevanter Beeinträchtigungen 

Um Störungen nahrungssuchender Fledermäuse in deren jährlicher Aktivitäts-
phase (Ende März bis Anfang November) während möglicher Bauarbeiten gering 
zu halten, sind Baulärm und starkes Arbeitslicht in den Abendstunden zu vermei-
den. Des Weiteren sind Lichtemissionen über die Beleuchtung des Plangebietes 
hinaus zu vermeiden. Es sind Beleuchtungsmittel zu wählen, die eine geringe An-
ziehungswirkung auf Insekten (z.B. Natriumdampflampen) und damit auch auf 
Fledermäuse haben.  
 
Das Entfernen von Gehölzen muss außerhalb der Brutzeit erfolgen, also in der 
Zeit vom 1. Oktober bis zum 28. (29.) Februar eines Jahres.  
 
Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen 
Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind gärtnerisch anzulegen, zu begrü-
nen und auf Dauer zu unterhalten. Eine Gestaltung/Befestigung mit Schotter, 
Kies und Folien ist nicht zulässig. 

 
 
 

§ 4 
 

Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB (Anpflanzungen mit Bäu-
men und Sträucher und sonstigen Bepflanzungen): 
 
Begrünungsmaßnahmen auf den Grundstücken 
Pro 250 m² angefangene Grundstücksfläche ist ein hochstämmiger Obstbaum 
gemäß der Pflanzenauswahlliste 1 oder ein Laubbaum der Pflanzenauswahlliste 2 
zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.  
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§ 5  

 
Diese Satzung tritt mit dem Tag der Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
Hinweise:  
 

 
Bodendenkmalpflege: 

Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde sind der 
Gemeinde als Untere Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Bodendenkmal-
pflege im Rheinland, Außenstelle Overath, Gut Eichthal, 51491 Overath, Tel. 

02206/9030-0, Fax: 02206/9030-22, unverzüglich zu melden. Bodendenkmal 
und Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des LVR-

Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. 
 
 

 

 
 


